Anstellungsvertrag 
Zwischen der 1 (im folgenden "Firma") und Frau/Herrn <NAME> (im folgenden "Angestellter") wird folgendes vereinbart: 
§ 1 Beginn des Arbeitsverhältnisses/Tätigkeit 
Der Angestellte wird mit Wirkung vom <DATUM> als <STELLENBEZEICHNUNG> eingestellt. Die einzelnen zum Aufgabenbereich gehörenden Tätigkeiten ergeben sich aus der als Anlage 1 beigefügten und zum Vertrag gehörenden Stellenbeschreibung. Der Angestellte verpflichtet sich, im Bedarfsfall auch andere, ihm zumutbare Arbeiten zu übernehmen. 
§ 2 Probezeit/Kündigung 
Die ersten <ZAHL> Monate des Anstellungsverhältnisses gelten als Probezeit. Während der Probezeit können beide Parteien den Anstellungsvertrag mit einer Frist von <ZAHL> Wochen/Monaten kündigen. Nach Ablauf der Probezeit ist eine Kündigung nur unter Einhaltung einer Frist von <ZAHL> Wochen/Monaten zum Quartalsende zulässig. Verlängert sich die Kündigungsfrist für den Arbeitgeber aus tariflichen oder gesetzlichen Gründen, gilt diese Verlängerung auch für den Angestellten. 
Das Anstellungsverhältnis endet bei männlichen Angestellten mit Vollendung des 65. Lebensjahres, bei weiblichen Angestellten mit Vollendung des 60. Lebensjahres, ohne dass es einer Kündigung bedarf. Eine Kündigung des Anstellungsvertrages vor Dienstantritt ist ausgeschlossen. Jede Kündigung bedarf der Schriftform. 
§ 3 Vergütung 
Als Vergütung erhält der Angestellte ein monatliches Bruttogehalt von EUR <BETRAG> während der Probezeit EUR <BETRAG> nach Ablauf der Probezeit. Die Vergütung wird jeweils am Letzten eines Monats fällig. Die Zahlung erfolgt bargeldlos durch Überweisung auf ein der Firma bekannt zu gebendes Konto. Die Zahlung von Sondervergütungen (Gratifikationen, Urlaubsgeld, Prämien etc.) erfolgt in jedem Fall freiwillig und ohne Begründung eines Rechtsanspruchs für die Zukunft. 
§ 4 Abtretungen/Pfändungen 
Die teilweise oder vollständige Abtretung oder Verpfändung der Vergütung ist ausgeschlossen. Im Falle einer Lohnpfändung ist die Firma berechtigt, als Bearbeitungsgebühr <ZIFFER> % des jeweils abzuführenden Betrages einzubehalten. 
§ 5 Arbeitszeit/Überstunden 
Die Arbeitszeit richtet sich nach der betriebsüblichen Arbeitszeit und beträgt derzeit werktäglich ......... Stunden ohne Berücksichtigung von Pausen. Der Arbeitsbeginn ist auf <ZEIT> Uhr, das Arbeitsende auf <ZEIT> Uhr festgelegt. Von <ZEIT> Uhr bis <ZEIT> Uhr ist Frühstücks-, von <ZEIT> Uhr bis <ZEIT> Uhr Mittagspause. 
Die Firma ist berechtigt, aus dringenden betrieblichen Erfordernissen Überstunden anzuordnen. Bis zu <ZAHL> Überstunden kann der Angestellte nach Absprache mit der Firma durch Freizeit ausgleichen oder sich vergüten lassen. Darüber hinausgehende Überstunden werden grundsätzlich vergütet. Der Überstundenzuschlag beträgt <ZIFFER> %. Die Auszahlung der Überstundenvergütung erfolgt jeweils mit der Vergütung des Folgemonats. 
§ 6 Urlaub/Nebenbeschäftigung 
Der Angestellte erhält <ZAHL> Werktage Urlaub. Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. Der Zeitpunkt des jeweiligen Urlaubsantritts ist mit den betrieblichen Notwendigkeiten abzustimmen. 
Während des Urlaubs ist jede auf Erwerb gerichtete Tätigkeit untersagt. Während der Dauer des Arbeitsverhältnisses ist jede Nebenbeschäftigung untersagt, die die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers beeinträchtigen kann, oder die die Interessen der Firma in sonstiger Weise beeinträchtigen kann. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die Firma vor jeder Aufnahme einer Nebenbeschäftigung zu informieren. 
§ 7 Arbeitsverhinderung 
Der Angestellte verpflichtet sich, im Falle einer Arbeitsverhinderung infolge Krankheit oder aus sonstigen Gründen der Firma unverzüglich Mitteilung zu machen. 
Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung hat der Arbeitnehmer spätestens am dritten Tag der Erkrankung eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen, aus der sich die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit ergibt. 
Der Angestellte tritt etwaige Schadensersatzansprüche gegen Dritte in der Höhe an die Firma ab, in welcher diese verpflichtet ist, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall an den Arbeitnehmer zu leisten. 
§ 8 Vertragsbruch/Vertragsstrafe 
Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, eine Vertragsstrafe in Höhe einer regelmäßigen Bruttomonatsvergütung (ohne Überstunden- oder sonstige Zuschläge) zu zahlen, wenn er die Arbeit rechtswidrig nicht aufnimmt oder vertragswidrig das Arbeitsverhältnis vorzeitig beendet. Die Firma ist berechtigt, einen weitergehenden Schadensersatzanspruch geltend zu machen. 
§ 9 Verschwiegenheitspflicht 
Der Angestellte verpflichtet sich, über alle betrieblichen Angelegenheiten, die ihm im Rahmen oder aus Anlass seiner Tätigkeit in der Firma zur Kenntnis gelangen, auch nach seinem Ausscheiden Stillschweigen zu bewahren. Bei Beendigung des Anstellungsverhältnisses sind alle betrieblichen Unterlagen sowie etwa angefertigte Abschriften oder Kopien an die Firma herauszugeben. 
§ 10 Wettbewerbsverbot 
Der Angestellte verpflichtet sich, nach Beendigung des Anstellungsverhältnisses für die Dauer von ... Jahren nicht für eine Konkurrenzfirma tätig zu werden. Als Entschädigung hierfür erhält er von der Firma für die Dauer des Wettbewerbsverbotes die Hälfte der zuletzt gezahlten Vergütung. 
Bei Verstoß gegen das Wettbewerbsverbot kann die Firma eine Vertragsstrafe in Höhe von EUR <BETRAG> beanspruchen. Die Geltendmachung weiterer Ansprüche bleibt unbenommen. 
Im übrigen gelten die §§ 74 ff. HGB. Die nach § 74 Abs. 1 HGB erforderliche Urkunde ist dem Angestellten ausgehändigt worden. Mit der Unterschrift unter diesen Vertrag bestätigt der Angestellte gleichzeitig den Empfang der Urkunde. 
§ 11 Betriebliche Regelungen 
Die Betriebsordnung und die bestehenden Betriebsvereinbarungen können im Personalbüro eingesehen werden. 
§ 12 Ausschlussklausel 
Ansprüche aus dem Anstellungsverhältnis müssen vom Angestellten innerhalb eines Monats nach Zugang der letzten Gehaltsabrechnung geltend gemacht werden; andernfalls sind sie verwirkt. 
§ 13 Nebenabreden 
Nebenabreden und Änderungen des Vertrages bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit der Schriftform. Dieses Formerfordernis kann weder mündlich noch stillschweigend aufgehoben oder außer Kraft gesetzt werden. 
Eine etwaige Ungültigkeit einzelner Vertragsbestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht. 
Ort
02.01.2008 
____________________  
(Arbeitnehmer)                                                   
____________________ 
Geschäftsführer  
Arbeitnehmerüberlassungsvertrag 
Arbeitsvertrag 
Zwischen der ..... (im folgenden "Firma") 
und 
Frau / Herrn ..................... (im folgenden "Arbeitnehmer") geb. am ......... in ................... wohnhaft ................... wird folgendes vereinbart: 
§ 1 Erlaubnis 
Die Firma ist seit dem .......... im Besitz der Erlaubnis zur Arbeitnehmerüberlassung nach § 1 Arbeitnehmerüberlassungsgesetz. Die Erlaubnis ist ausgestellt vom Arbeitsamt ............. am  .......... . 
§ 2 Tätigkeitsbereich 
Der Arbeitnehmer wird als Angestellter / Arbeiter im Berufsfeld.......... eingestellt. Er ist verpflichtet, bei Kunden der Firma tätig zu werden. Die Firma ist berechtigt, dem Arbeitnehmer auch Tätigkeiten außerhalb des Firmensitzes zuzuweisen. 
§ 3 Beginn des Arbeitsverhältnisses 
Das Arbeitsverhältnis beginnt mit Wirkung vom .................. 
Die ersten ..... Monate gelten als Probezeit. Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis von beiden Seiten mit einer Frist von ....... Wochen zum ............... gekündigt werden. 
Nach Ablauf der Probezeit ist das Arbeitsverhältnis kündbar unter Einhaltung einer Frist von ..... Wochen zum ............ 
Der Arbeitnehmer wird darauf hingewiesen, daß er bei einem Entleiher nicht länger als zwölf Monate eingesetzt werden darf. Der Zeitraum einer unmittelbar vorausgehenden Überlassung durch einen anderen Verleiher an denselben Entleiher wird angerechnet. 
§ 4 Arbeitszeit 
Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt in der Woche ...... Stunden. Der Einsatz erfolgt in Tagschicht / Wechselschicht / Nachtschicht. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, bei betrieblicher Notwendigkeit Überstunden abzuleisten. 
§ 5 Vergütung 
Die Vergütung beträgt zur Zeit EUR ....... pro Monat / Woche / Stunde. Angeordnete Überstunden werden mit einem Zuschlag von 25% vergütet. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, täglich / wöchentlich / monatlich Tätigkeitsnachweise von den Kunden unterzeichnen zu lassen. Die Auszahlung der Vergütung erfolgt nach Vorlage und Abrechnung der Tätigkeitsnachweise, spätestens jeweils zum Monatsende. 
Die Zahlung etwaiger Sondervergütungen erfolgt in jedem Einzelfall freiwillig und ohne Begründung eines Rechtsanspruchs für die Zukunft. 
§ 6 Urlaub 
Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf ...... Werktage Urlaub pro Jahr unter Fortzahlung der Bezüge. Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. Die zeitliche Lage des Urlaubs ist mit den betrieblichen Interessen abzustimmen. 
Im übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften. 
§ 7 Arbeitsverhinderung 
Der Arbeitnehmer hat die Firma in jedem Fall einer Arbeitsverhinderung unverzüglich zu informieren. In Fällen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit ist der Firma innerhalb von 3 Tagen eine ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vorzulegen. Trifft den Arbeitnehmer an der krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit kein Verschulden, erhält er Lohnfortzahlung nach den gesetzlichen Bestimmungen. 
Dies gilt auch bei Kur- und Heilverfahren und damit in Zusammenhang stehenden ärztlich angeordneten Schonzeiten. 
§ 8 Lohnfortzahlung in anderen Fällen 
Der Arbeitnehmer hat ferner Anspruch auf Freistellung und Lohnfortzahlung in folgenden Fällen: 
	
	

	-  bei eigener Eheschließung und Niederkunft der Ehefrau
	2 Arbeitstage

	-  bei Eheschließung der Kinder
	1 Arbeitstag

	-  beim Tod des Ehegatten
	3 Arbeitstage

	-  beim Tod der Eltern, Kinder, Schwiegereltern
	2 Arbeitstage

	-  bei Wohnungswechsel
	1 Arbeitstag

	-  bei gekündigtem Arbeitsverhältnis zum Aufsuchen eines anderen Dienstverhältnisses
	1 Arbeitstag

	-  bei schwerer Erkrankung der im Haushalt des Arbeitnehmers lebenden Ehegatten, Kinder, Geschwister oder Eltern, wenn nach ärztlicher Bescheinigung die Pflege des Erkrankten unerläßlich ist und der Arbeitnehmer die Pflege selbst übernehmen muß, soweit nicht nach von der gesetzlichen Krankenkasse Leistungen nach § 45 SGB V gewährt werden längstens
	5 Kalendertage.


§ 9 Fahrtkosten und Auslösung 
Übersteigen bei Benutzung des günstigsten öffentl. Verkehrsmittels die wöchentl. Aufwendungen mehr als EUR ....... oder die tägl. Aufwendungen mehr als EUR ..... für die Hin- und Rückfahrt zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, erhält der Arbeitnehmer die übersteigenden Kosten erstattet. 
Beträgt die Wegezeit zwischen der Wohnung und der Arbeitsstätte bei Benutzung des zeitgünstigsten öffentl. Verkehrsmittels hin und zurück mehr als 3 Stunden, erhält der Arbeitnehmer, der keine Auslösung erhält, eine Wegezeitvergütung von EUR ...... Übernachtet der außerhalb seines Wohnortes beschäftigte Arbeitnehmer nachweislich außerhalb seines Wohnortes und kann er infolge der auswärtigen Beschäftigung nicht tägl. an seinen Wohnort zurückkehren oder ist ihm dies nicht zuzumuten, erhält er eine Auslösung. Die Auslösung wird für jeden Kalendertag der auswärtigen Beschäftigung incl. der An- und Abreisetage gezahlt und beträgt pro Kalendertag EUR ... 
Bleibt der Arbeitnehmer unentschuldigt von der Arbeit fern, entfällt der Anspruch auf Auslösung. 
Reisekosten erhält der Arbeitnehmer, der einen Anspruch auf Auslösung hat. Die Reisekosten werden in Höhe der Kosten für die Benutzung der Bahn (2. Klasse) bzw. vergleichbarer öffentlicher Verkehrsmittel für die Hin- und Rückreise zwischen Wohnung und Einsatzort gezahlt. 
§ 10 Weisungsrecht 
Die Firma kann den Arbeitnehmer jederzeit von seinem Einsatzort abberufen und anderweitig einsetzen. Während des Einsatzes bei Kunden der Firma unterliegt der Arbeitnehmer deren Weisungsrecht im Rahmen des Vertrages. Änderungen der Einsatzdauer, Arbeitszeit, Art der Tätigkeit und Vergütung können nur zwischen dem Arbeitnehmer und der Firma vereinbart werden. 
§ 11 Verschwiegenheit 
Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, über ihm während oder aus Anlass seiner Tätigkeit bei der Firma oder bei Kunden bekannt gewordene Geschäftsinterna auch nach Beendigung der Beschäftigung Stillschweigen zu bewahren. 
§ 12 Tarifverträge / Merkblatt 
Im übrigen gelten für das Vertragsverhältnis die Bestimmungen des Manteltarifvertrages für die Arbeitnehmer in Unternehmen für Zeitarbeit und Dienstleistungen auf Zeit, gültig ab .........., in seiner jeweils gültigen Fassung sowie die diesen ergänzenden Tarifverträge. 
Der Arbeitnehmer bestätigt durch seine Unterschrift, das Merkblatt für Leiharbeitnehmer der Bundesanstalt für Arbeit in seiner Muttersprache ................. erhalten zu haben. 
§ 13 Nebenabreden / Gerichtsstand 
Nebenabreden oder Vertragsänderungen bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit der Schriftform. Dieses Formerfordernis kann weder mündlich noch stillschweigend aufgehoben oder außer Kraft gesetzt werden. Von der etwaigen Ungültigkeit einzelner Vertragsbestimmungen wird die Wirkung der übrigen Bestimmungen nicht erfasst. 
Für Klagen gegen die Firma ist Gerichtsstand der Sitz der Firma, für Klagen gegen den Arbeitnehmer dessen Wohnort. 
Ort
02.01.2008 

_________________________ 
Geschäftsführer für die Firma 
_________________________ 
Arbeitnehmer

Arbeitsvertrag 
Zwischen Herrn/Frau <NAME, ANSCHRIFT> - im folgenden Arbeitnehmer - und der 1 - im folgenden Arbeitgeber - wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen: 
§ 1 Beginn des Arbeitsverhältnisses/Tätigkeit 
Der Arbeitnehmer wird mit Wirkung vom <DATUM> als <STELLENBEZEICHNUNG> eingestellt. Die einzelnen zum Aufgabenbereich gehörenden Tätigkeiten ergeben sich aus der als Anlage 1 beigefügten und zum Vertrag gehörenden Stellenbeschreibung. Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, im Bedarfsfall auch andere, ihm zumutbare Arbeiten zu übernehmen. 
§ 2 Probezeit/Kündigung 
(1) Die ersten <ZAHL> Monate des Arbeitsverhältnisses gelten als Probezeit. Während der Probezeit können beide Parteien den Arbeitsvertrag mit einer Frist von <ZAHL> Wochen/Monaten kündigen. Nach Ablauf der Probezeit ist eine Kündigung nur unter Einhaltung einer Frist von ... Wochen/Monaten zum Quartalsende zulässig. Verlängert sich die Kündigungsfrist für den Arbeitgeber aus tariflichen oder gesetzlichen Gründen, gilt diese Verlängerung auch für den Arbeitnehmer. 
(2) Das Arbeitsverhältnis endet bei männlichen Arbeitnehmern mit Vollendung des 65. Lebensjahres, bei weiblichen Arbeitnehmern mit Vollendung des 60. Lebensjahres, ohne daß es einer Kündigung bedarf. Eine Kündigung des Arbeitsvertrages vor Dienstantritt ist ausgeschlossen. Jede Kündigung bedarf der Schriftform. 
§ 3 Vergütung 
Als Vergütung erhält der Arbeitnehmer ein monatliches Bruttogehalt von EUR <BETRAG> während der Probezeit, EUR <BETRAG> nach Ablauf der Probezeit. Die Vergütung wird jeweils am Letzten eines Monats fällig. Die Zahlung erfolgt bargeldlos durch Überweisung auf ein dem Arbeitgeber bekannt zu gebendes Konto. Die Zahlung von Sondervergütungen (Gratifikationen, Urlaubsgeld, Prämien etc.) erfolgt in jedem Fall freiwillig und ohne Begründung eines Rechtsanspruchs für die Zukunft. 
§ 4 Abtretungen/Pfändungen 
Die teilweise oder vollständige Abtretung oder Verpfändung der Vergütung ist ausgeschlossen. Im Falle einer Lohnpfändung ist der Arbeitgeber berechtigt, als Bearbeitungsgebühr <ZIFFER> % des jeweils abzuführenden Betrages einzubehalten. 
§ 5 Arbeitszeit/Überstunden 
(1) Die Arbeitszeit richtet sich nach der betriebsüblichen Arbeitszeit und beträgt derzeit werktäglich ......... Stunden ohne Berücksichtigung von Pausen. Der Arbeitsbeginn ist auf <ZEIT> Uhr, das Arbeitsende auf <ZEIT> Uhr festgelegt. Von <ZEIT> Uhr bis <ZEIT> Uhr ist Frühstücks-, von <ZEIT> Uhr bis <ZEIT> Uhr Mittagspause. 
(2) Der Arbeitgeber ist berechtigt, aus dringenden betrieblichen Erfordernissen Überstunden anzuordnen. Bis zu <ZAHL> Überstunden kann der Arbeitnehmer nach Absprache mit dem Arbeitgeber durch Freizeit ausgeglichen oder sich vergüten lassen. Darüber hinausgehende Überstunden werden grundsätzlich vergütet. Der Überstundenzuschlag beträgt <ZIFFER> %. Die Auszahlung der Überstundenvergütung erfolgt jeweils mit der Vergütung des Folgemonats. 
§ 6 Urlaub/Nebenbeschäftigung 
(1) Der Arbeitnehmer erhält <ZAHL> Werktage Urlaub. Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. Der Zeitpunkt des jeweiligen Urlaubsantritts ist mit den betrieblichen Notwendigkeiten abzustimmen. 
(2) Während des Urlaubs ist jede auf Erwerb gerichtete Tätigkeit untersagt. Während der Dauer des Arbeitsverhältnisses ist jede Nebenbeschäftigung untersagt, die die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers beeinträchtigen kann, oder die die Interessen des Arbeitgebers in sonstiger Weise beeinträchtigen kann. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, den Arbeitgeber vor jeder Aufnahme einer Nebenbeschäftigung zu informieren. 
§ 7 Arbeitsverhinderung 
(1) Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, im Falle einer Arbeitsverhinderung infolge Krankheit oder aus sonstigen Gründen dem Arbeitgeber unverzüglich Mitteilung zu machen. 
(2) Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung hat der Arbeitnehmer spätestens am dritten Tag der Erkrankung eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen, aus der sich die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit ergibt. 
(3) Der Arbeitnehmer tritt etwaige Schadensersatzansprüche gegen Dritte in der Höhe an den Arbeitgeber ab, in welcher dieser verpflichtet ist, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall an den Arbeitnehmer zu leisten. 
§ 8 Vertragsbruch/Vertragsstrafe 
Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, eine Vertragsstrafe in Höhe einer regelmäßigen Bruttomonatsvergütung (ohne Überstunden- oder sonstige Zuschläge) zu zahlen, wenn er die Arbeit rechtswidrig nicht aufnimmt oder vertragswidrig das Arbeitsverhältnis vorzeitig beendet. Der Arbeitgeber ist berechtigt, einen weitergehenden Schadensersatzanspruch geltend zu machen. 
§ 9 Verschwiegenheitspflicht 
Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, über alle betrieblichen Angelegenheiten, die ihm im Rahmen oder aus Anlass seiner Tätigkeit beim Arbeitgeber zur Kenntnis gelangen, auch nach seinem Ausscheiden Stillschweigen zu bewahren. Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses sind alle betrieblichen Unterlagen sowie etwa angefertigte Abschriften oder Kopien an den Arbeitgeber herauszugeben. 
§ 10 Wettbewerbsverbot 
(1) Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, nach Beendigung des Anstellungsverhältnisses für die Dauer von <ZAHL> Jahren nicht für ein Konkurrenzunternehmen tätig zu werden. Als Entschädigung hierfür erhält er vom Arbeitgeber für die Dauer des Wettbewerbsverbotes die Hälfte der zuletzt gezahlten Vergütung. 
(2) Bei einem Verstoß gegen das Wettbewerbsverbot kann der Arbeitgeber eine Vertragsstrafe in Höhe von EUR <BETRAG> beanspruchen. Die Geltendmachung weiterer Ansprüche bleibt unbenommen. 
(3) Im übrigen gelten die §§ 74 ff. HGB. Die nach § 74 Ans. 1 HGB erforderliche Urkunde ist dem Arbeitnehmer ausgehändigt worden. Mit der Unterschrift unter diesen Vertrag bestätigt der Arbeitnehmer gleichzeitig den Empfang der Urkunde. 
§ 11 Betriebliche Regelungen 
Die Betriebsordnung und die bestehenden Betriebsvereinbarungen können im Personalbüro eingesehen werden. 
§ 12 Ausschlussklausel 
Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis müssen vom Arbeitnehmer innerhalb eines Monats nach Zugang der letzten Gehaltsabrechnung geltend gemacht werden; andernfalls sind sie verwirkt. 
§ 13 Nebenabreden 
(1) Nebenabreden und Änderungen des Vertrages bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit der Schriftform. Dieses Formerfordernis kann weder mündlich noch stillschweigend aufgehoben oder außer Kraft gesetzt werden. 
(2) Eine etwaige Ungültigkeit einzelner Vertragsbestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht. 
Ort

02.01.2008 
________________ 
Arbeitnehmer 
________________ 
Geschäftsführer 
für die Firma
Anstellungsvertrag zur Aushilfe  
Zwischen der 1 (Arbeitgeber) 
und Frau/Herrn ……………… (Arbeitnehmer) 
wird folgendes vereinbart: 
§ 1  Beginn des Arbeitsverhältnisses/Tätigkeit 
(1) Frau/Herr ……………… wird mit Wirkung ab dem ……………… für die 
Dauer ……………… von ……………… bis ……………… als ……………… in ......................  eingestellt. 
(2) Die Befristung erfolgt aus folgenden Gründen ………………  
§ 2  Beendigung 
(1) Das Beschäftigungsverhältnis endet nach Ablauf der vereinbarten Zeit bzw. nach Erreichen des angestrebten Zwecks, ohne dass es einer Kündigung bedarf.  
(2) Während der Dauer der Befristung des Arbeitsverhältnisses kann das Beschäftigungsverhältnis von beiden Seiten unter Einhaltung einer Frist von …… gekündigt werden.  
§ 3  Arbeitszeit 
Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt …… Wochenstunden an …… Tagen.  
§ 4  Vergütung 
(1) Der Arbeitnehmer erhält eine monatliche Vergütung von EUR …….  
(2) Die Vergütung ist jeweils am Monatsende fällig und wird auf das dem Arbeitgeber angegebene Konto angewiesen.  
§ 5  Urlaub 
Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf ……………… Werktage Erholungsurlaub, dessen Lage mit dem Arbeitgeber abzustimmen ist.  
§ 6  Arbeitsverhinderung 
(1) Im Falle einer krankheitsbedingten oder aus sonstigen Gründen veranlaßten Arbeitsverhinderung hat der Arbeitnehmer den Arbeitgeber unverzüglich zu informieren.  
(2) Dauert die Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung länger als 3 Kalendertage, hat der Arbeitnehmer eine ärztliche Bescheinigung über das Bestehen der Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer spätestens an dem darauffolgenden Arbeitstag vorzulegen. 
§ 7  Verschwiegenheitspflicht 
Der Arbeitnehmer wird über alle betrieblichen Angelegenheiten, die ihm im Rahmen oder aus Anlaß seiner Tätigkeit in der Firma bekannt geworden sind, auch nach seinem Ausscheiden Stillschweigen bewahren.  
§ 8  Weitere Beschäftigungen 
Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, während der Dauer der Aushilfstätigkeit keiner entgeltlichen Nebenbeschäftigung nachzugehen, durch die seine Arbeitsleistung beeinträchtigt werden kann.  
§ 9  Ausschlussklausel 
Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis müssen von beiden Vertragsparteien spätestens innerhalb eines Monats nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses schriftlich geltend gemacht werden. Andernfalls sind sie verwirkt.  
§ 10  Formerfordernis 
(1) Nebenabreden und Vertragsänderungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. Dieses Schriftformerfordernis kann weder mündlich noch stillschweigend aufgehoben oder außer Kraft gesetzt werden. 
(2) Die etwaige Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht.  
Ort 
02.01.2008 
_____________________ 
Arbeitnehmer 
_____________________ 
Geschäftsführer für die Firma
Befristeter Arbeitsvertrag 
Zwischen der 1 - im folgenden "Arbeitgeber"-  und Frau/Herrn <NAME, ANSCHRIFT> - im folgenden "Arbeitnehmer" - wird folgendes vereinbart: 
§ 1 Tätigkeit/Arbeitszeit 
(1) Der Arbeitnehmer wird zum <DATUM> für die Tätigkeit als <TÄTIGKEITSBEZEICHNUNG> eingestellt. Seine Hauptaufgaben sind: <AUFGABEN> 
(2) Darüber hinaus verpflichtet sich der Arbeitnehmer, bei Vorliegen betrieblicher Notwendigkeiten nach Anweisung der Firma auch andere zumutbare Tätigkeiten zu übernehmen. Eine Verminderung des vereinbarten Lohns darf hiermit nicht verbunden sein. 
(3) Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt <ZAHL> Stunden in der Woche. Der Arbeitnehmer erklärt sich bereit, im Falle betrieblicher Notwendigkeiten bis zu <ZAHL> Überstunden pro Woche zu leisten. 
§ 2 Beschäftigungsdauer 
(1) Das Arbeitsverhältnis beginnt am <DATUM> und endet mit Ablauf des <DATUM>, ohne daß es einer ausdrücklichen Kündigung bedarf. 
(2) Das Arbeitsverhältnis ist aus folgenden Gründen befristet: <GRÜNDE> 
§ 3 Vergütung 
(1) Der Arbeitnehmer erhält eine monatliche Bruttovergütung von EUR <BETRAG>. Die Vergütung ist jeweils am Monatsende fällig und wird auf das der Firma angegebene Konto überwiesen. 
(2) Etwa angeordnete Überstunden werden in Freizeit abgegolten/mit einem Zuschlag von <ZIFFER> % vergütet. 
§ 4 Beendigung vor Ablauf 
(1) Unabhängig von der vereinbarten Befristung kann das Arbeitsverhältnis von beiden Parteien unter Einhaltung einer Frist von <ZAHL> Tagen zum <DATUM> gekündigt werden. 
(2) Eine außerordentliche Kündigung aus wichtigem Grund bleibt ebenfalls zulässig. Sollte eine solche fristlose Kündigung unwirksam sein, gilt sie als fristgemäße Kündigung zum nächstmöglichen Termin. 
§ 5 Urlaub/Arbeitsverhinderung 
(1)  Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf <ZAHL> Arbeitstage Urlaub. Die zeitliche Lage des Urlaubs ist mit der Firma abzustimmen. 
(2) Im Falle einer krankheitsbedingten oder aus sonstigen Gründen veranlassten Arbeitsverhinderung hat der Arbeitnehmer die Firma unverzüglich zu informieren. Bei krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit ist innerhalb von drei Tagen nach Beginn der Erkrankung eine ärztliche Bescheinigung über die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit vorzulegen. 
§ 6 Probezeit/Nebenabreden 
(1) Als Probezeit werden <ZAHL> Wochen/Monate vereinbart. Während dieser Zeit kann das Arbeitsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von mindestens <ZAHL> Tagen zum <DATUM> gekündigt werden. 
(2) Nebenabreden, insbesondere eine Verlängerung des Arbeitsverhältnisses über den in § 2 genannten Zeitpunkt hinaus, bedürfen der Schriftform. Dieses Formerfordernis kann weder mündlich noch stillschweigend aufgehoben oder außer Kraft gesetzt werden.    
Ort
02.01.2008 
_______________________  
(Arbeitnehmer) 
_______________________ 
Geschäftsführer 
für die Firma
Vertrag über eine freie Mitarbeit in der GmbH 
Zwischen der 1 (im folgenden "Firma") und Frau/Herrn <NAME> (im folgenden "Mitarbeiter") wird folgender Vertrag über freie Mitarbeit vereinbart: 
§ 1 Tätigkeitsbeschreibung 
Frau/Herr <NAME> wird ab dem <DATUM> für die 1 die Aufgaben einer/eines <TÄTIGKEITSBESCHREIBUNG> mit folgenden Tätigkeiten übernehmen: 
- ... 
- ... 
- ... 
- ... 
§ 2 Weisungsfreiheit und Weisungsverbot 
Der Mitarbeiter unterliegt in der Durchführung der ihm gemäß § 1 übertragenen Tätigkeiten keinerlei Weisungen der Firma. Ebenso hat er gegenüber den anderen Angestellten der Firma seinerseits keine Weisungsbefugnis. 
§ 3 Arbeitsaufwand und Betriebliche Anwesenheit 
Art und Umfang der dem Mitarbeiter nach § 1 übertragenen Aufgaben machen einen zeitlichen Aufwand von ca. <ZAHL> Stunden pro Woche/Monat an <ZAHL> Tagen und eine betriebliche Anwesenheit von <ZAHL> Stunden/Tagen pro Woche/Monat erforderlich. 
§ 4 Arbeitszeit 
Über die in § 3 genannten Kriterien hinaus unterliegt der Mitarbeiter in der Ausgestaltung seiner Arbeitszeit keinerlei Einschränkungen.  
§ 5 Konkurrenzverbot und Verschwiegenheitsgebot 
Der Mitarbeiter darf auch für andere Arbeitgeber tätig sein. Dies gilt jedoch nicht für eine Tätigkeit bei unmittelbaren Konkurrenzfirmen. Der Mitarbeiter verpflichtet sich jedoch, über ihm im Rahmen seiner Tätigkeit bekannt gewordene betriebliche Interna, insbesondere Geschäftsgeheimnisse, Stillschweigen zu bewahren. 
§ 6 Vergütung 
Als Vergütung wird ein monatliches Pauschalhonorar von EUR <BETRAG> zuzüglich der jeweiligen gesetzlichen Mehrwertsteuer vereinbart. Grundlage für dieses Honorar ist ein durchschnittlicher Zeitaufwand von ... Stunden im Monat. Wird dieser Zeitaufwand durch die Übernahme zusätzlicher Aufgaben nachweislich überschritten, erhält der Mitarbeiter für jede weitere Arbeitsstunde ein Honorar von EUR  <BETRAG> (zuzüglich jeweiliger gesetzlicher Mehrwertsteuer). Der Mitarbeiter ist verpflichtet, zusätzlich geleistete Arbeitsstunden innerhalb von .. Wochen/Monaten nach Anfall abzurechnen. Bei Überschreiten dieser Frist gelten die Ansprüche als verwirkt. 
§ 7 Fälligkeit 
Das vereinbarte Pauschalhonorar wird jeweils zum Monatsende fällig. Die Auszahlung erfolgt per Bankanweisung. Der Mitarbeiter wird der Firma innerhalb von 14 Tagen nach Beginn des Mitarbeiterverhältnisses ein Konto benennen, auf das das Honorar angewiesen werden kann. 
§ 8 Versteuerung der Vergütung 
Für die ordnungsgemäße Versteuerung der Vergütung hat der Mitarbeiter selbst zu sorgen. 
§ 9 Ausschluss sonstiger Ansprüche 
Mit der Zahlung der in § 6 vereinbarten Vergütung sind alle Ansprüche des Mitarbeiters gegen die Firma aus diesem Vertrag erfüllt. 
§ 10 Kündigung 
Die Kündigung des Vertrages ist für beide Vertragsparteien spätestens am 15. eines jeden Kalendermonats für den Schluss dieses Kalendermonats zulässig. 
§ 11 Sonstige Vereinbarungen 
Von der Möglichkeit des Abschlusses eines Anstellungsvertrages ist in Anwendung des Grundsatzes der Vertragsfreiheit bewusst kein Gebrauch gemacht worden. Eine Umgehung arbeitsrechtlicher oder arbeitsgesetzlicher Schutzvorschriften ist nicht beabsichtigt. Dem Mitarbeiter soll vielmehr die volle Entscheidungsfreiheit bei der Verwertung seiner Arbeitskraft belassen werden. Eine über den Umfang dieser Vereinbarung hinausgehende persönliche, wirtschaftliche oder soziale Abhängigkeit wird nicht begründet. 
§ 12 Nebenabreden 
Nebenabreden und Änderungen des Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dieses Formerfordernis kann weder mündlich noch stillschweigend aufgehoben oder außer Kraft gesetzt werden.  
§ 13 Salvatorische Klausel 
Die etwaige Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen dieses Vertrages berührt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht. 
Ort 
02.01.2008 
________________ 
Freier Mitarbeiter 
________________ 
Geschäftsführer 
für die Firma
Anstellungsvertrag für geringfügig Beschäftigte 
Zwischen der 1 - im folgenden Arbeitgeber - und Frau/Herrn <NAME, ANSCHRIFT> - im folgenden Arbeitnehmer wird folgendes vereinbart: 
§ 1 Beginn des Arbeitsverhältnisses/Tätigkeit 
Frau/Herr <NAME> wird mit Wirkung ab dem <DATUM> als <STELLENBEZEICHNUNG> eingestellt. 
§ 2 Arbeitszeit 
Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt 14,5 Wochenstunden an <ZAHL> Tagen zu je <ZAHL> Stunden, und zwar jeweils am <TAG>, am <TAG> und am <TAG> . 
§ 3 Vergütung 
Der Arbeitnehmer erhält eine monatliche Vergütung von EUR 400,--.  Sozialabgaben und Steuerabgaben sind nach den gesetzlichen Bestimmungen zu entrichten. Die Vergütung ist jeweils am Monatsende fällig und wird auf das Konto des Arbeitnehmers angewiesen/bar ausgezahlt. 
§ 4 Urlaub 
Der Arbeitnehmer hat im Kalenderjahr Anspruch auf <ZAHL> Werktage Urlaub. Bei Eintritt oder Ausscheiden während eines Kalenderjahres wird der Urlaub anteilig gewährt. Die Lage des Urlaubs ist mit dem Arbeitgeber abzustimmen. 
§ 5 Arbeitsverhinderung 
Im Falle einer krankheitsbedingten oder aus sonstigen Gründen veranlassten Arbeitsverhinderung hat der Arbeitnehmer den Arbeitgeber unverzüglich zu informieren. Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung ist dem Arbeitgeber innerhalb von 3 Tagen ab Beginn der Arbeitsunfähigkeit eine entsprechende ärztliche Bescheinigung vorzulegen. 
§ 6 Verschwiegenheitspflicht 
Der Arbeitnehmer wird über alle betrieblichen Angelegenheiten, die ihm im Rahmen oder aus Anlass seiner Tätigkeit in der Firma bekannt geworden sind, auch nach seinem Ausscheiden Stillschweigen bewahren. 
§ 7 Weitere Beschäftigungen 
Der Arbeitnehmer versichert, keiner weiteren Beschäftigung nachzugehen. Er verpflichtet sich, jede Aufnahme einer weiteren Beschäftigung dem Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen. 
§ 8 Ausschlussklausel 
Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis müssen spätestens innerhalb eines Monats nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses schriftlich geltend gemacht werden. Andernfalls sind sie verwirkt. 
§ 9 Formerfordernis 
Nebenabreden und Vertragsänderungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. Dieses Schriftformerfordernis kann weder mündlich noch stillschweigend aufgehoben oder außer Kraft gesetzt werden. 
Die etwaige Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht. 
Ort 
02.01.2008 
_______________________ 
Arbeitnehmer                                                               
_______________________ 
Geschäftsführer



 
für die Firma 
Teilzeit-Arbeitsvertrag 
Zwischen Herrn/Frau <NAME, ANSCHRIFT> - im folgenden Arbeitnehmer - und der 1  - im folgenden Arbeitgeber - wird folgender Teilzeit-Arbeitsvertrag geschlossen: 
§ 1 Beginn des Arbeitsverhältnisses/Tätigkeit 
(1) Frau/Herr <NAME> wird mit Wirkung ab dem <DATUM> als <STELLENBEZEICHNUNG> eingestellt. 
(2) Die einzelnen zum Aufgabenbereich gehörenden Tätigkeiten ergeben sich aus der als Anlage 1 beigefügten, zum Vertrag gehörenden Stellenbeschreibung. 
(3) Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, im Bedarfsfall auch andere ihm zumutbare Tätigkeiten im Betrieb zu übernehmen. Eine Gehaltsminderung darf hiermit jedoch nicht verbunden sein. 
§ 2 Arbeitszeit 
Die regelmäßige Wochenarbeitszeit beträgt 14,5 Stunden. Die zeitliche Verteilung und der Arbeitsbeginn orientieren sich an den betrieblichen Erfordernissen und werden jeweils am Ende einer Woche für die nächste Woche festgelegt. 
§ 3 Vergütung 
Der Arbeitnehmer erhält eine monatliche Vergütung von EUR <BETRAG>. Die Vergütung ist jeweils am Monatsende fällig und wird auf ein dem Arbeitgeber anzugebendes Konto angewiesen. 
§ 4 Urlaub 
Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf <ZAHL> Werktage Urlaub. Die Lage des Urlaubs ist mit dem Arbeitgeber abzustimmen. 
§ 5 Arbeitsverhinderung 
Im Falle einer krankheitsbedingten oder aus sonstigen Gründen veranlassten Arbeitsverhinderung hat der Arbeitnehmer den Arbeitgeber unverzüglich zu informieren. Bei Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung ist der Arbeitgeber innerhalb von drei Tagen ab Beginn der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung über die Dauer der voraussichtlichen Arbeitsunfähigkeit vorzulegen. 
§ 6 Verschwiegenheitspflicht 
Der Arbeitnehmer wird über alle betrieblichen Angelegenheiten, die ihm im Rahmen oder aus Anlass seiner Tätigkeit für den Arbeitgeber bekannt geworden sind, auch nach seinem Ausscheiden Stillschweigen bewahren. 
§ 7 Weitere Beschäftigungen 
(1) Der Arbeitnehmer versichert, keiner weiteren Beschäftigung nachzugehen. Er verpflichtet sich, jede weitere Aufnahme einer Beschäftigung dem Arbeitgeber unverzüglich mitzuteilen. 
(2) Bei Verletzung der Anzeigepflicht erklärt sich der Arbeitnehmer bereit, etwaige vom Sozialversicherungsträger nachgeforderte Beträge dem Arbeitgeber zu erstatten. 
§ 8 Ausschlussklausel/Zeugnis 
(1) Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis muss der Arbeitnehmer spätestens innerhalb eines Monats nach Beendigung schriftlich geltend machen. Andernfalls sind sie verwirkt. 
(2) Nach Beendigung der Beschäftigung erhält der Arbeitnehmer ein Zeugnis, aus dem sich Art und Dauer der Beschäftigung sowie eine Beurteilung von Führung und Leistung des Arbeitnehmers ergeben. 
§ 9 Nebenabreden 
(1) Nebenabreden und Änderungen des Vertrags bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. Dieses Formerfordernis kann weder mündlich noch stillschweigend aufgehoben oder außer Kraft gesetzt werden. 
(2) Eine etwaige Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen berührt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht. 
Ort
02.01.2008 
_____________________  
Arbeitnehmer                                                   
_____________________ 
Geschäftsführer 
für die Firma 
